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jahr 1991: 8,3 Mrd.USS). Die chinesi

schen Exporte stiegen um 13,8% (4,8 

Mrd.US$) und die Importe um 33,5% 

(5,4 Mrd.USS). Die Struktur der chi

nesischen Exporte nach Japan hat sich 

in den letzten Jahren mit einem Anteil 

von rund 50% von Fertigwaren deut

lich verändert. Den größten Exportan

teil mit 30% machen Textilien aus. 

Hohe Wachstumsraten wiesen die Im

porte im l.Halbjahr 1992 insbesondere 

bei maschinellen Ausrüstungen, Elek

tronikprodukten und Spezialfahrzeu

gen auf. Besonders gestiegen sind die 

japanischen Exporte von High-Tech- 

Produkten mit einem Wert von 600 

Mio.USS. (NfA, 14.9.92) Schätzungen 

zufolge könnte das Handelsvolumen 

im gesamten Jahr 1992 auf 24-26 

Mrd.USS steigen.

Japan ist für China der zweitwichtigste 

Handelspartner in Asien hinter Hong

kong mit einem Anteil der Importe 

von 15,7% und der Exporte von 14,3%. 

Werden die Reexporte Chinas über 

Hongkong in die USA berücksichtigt, 

steht Japan an dritter Stelle als Ex

portmarkt. In diesem Jahr wird erwar

tet, daß China den zweiten Platz als 

wichtigster Handelspartner Japans hin

ter den USA einnehmen wird.

Japanisches Kapital, einschließlich 

Kredite und Direktinvestitionen, floß 

in einer Höhe von rd. 3 Mrd.USS im 

Jahre 1990 nach China. Davon waren

2,5 Mrd.US$ Kredite und 503 Mio.US$ 

Direktinvestitionen (realisiert). Im 

letzten Jahr betrug das wertmäßige 

Volumen der japanischen Kapitalströ

me insgesamt 1,89 Mrd.USS und die 

(realisierten) Direktinvestitionen stie

gen auf 532,5 Mio.US$. (Zhongguo 

Tongji Nianjian, 1992, S. 642). Einem 

Bericht der NfA vom 8.4.92 nach, der 

sich auf japanische Quellen stützt, sei

en 1991 insgesamt 700 Mio.US$ japa

nische Direktinvestitionen [Vertrags

wert ?] nach China geflossen. Der 

überwiegende Teil der sino-ausländi- 

schen Kooperationsunternehmen kon

zentriere sich auf die Küstenprovinzen 

Guangdong, Fujian und Jiangsu.

Verstärkte japanische Investitionstä

tigkeit läßt sich jedoch auch in Nord

ostchina feststellen. So ist beispielswei

se die Hafenstadt Dalian (Provinz 

Liaoning) beliebtes Investitionsziel ja

panischer Unternehmen. Auf Dalian 

sollen bereits 20% der gesamten Di

rektinvestitionen mit Schwerpunkten in 

der High-Tech-Industrie entfal

len. (HB, 23./24.10.92; SCMP,

26.8.92)

Für das laufende Jahr erwartet das 

chinesische Ministerium für Wirt

schaftsbeziehungen und Handel mit 

dem Ausland einen Anstieg der Di

rektinvestitionen auf 1,6-2 Mrd.USS. 

(FEER, 22.10.92, S. 53). Akkumuliert 

sollen die japanischen Investitionen 

nach chinesischen Angaben bis März 

1992 einen Vertragswert von 4,2 

Mrd.USS erreicht haben; realisierte 

Investitionen belaufen sich auf die Hö

he von 3,2 Mrd.US$. Insgesamt sollen 

bis zu diesem Zeitpunkt 2.097 Joint 

Ventures und Unternehmen mit 100- 

%igem japanischen Kapitalanteil er

richtet worden sein. (XNA, 21.10.92)

Ende Oktober d.J. wurde der Plan 

über ein Kooperationsprojekt zwischen 

China und Japan über den Bau eines 

Petrochemiekomplexes in der Provinz 

Liaoning bekannt. Sechs japanische 

Generalhandelshäuser sowie die China 

National Petroleum Corp., die China 

Petrochemical Corp., die National Gas 

Corp. sowie das Ministerium für Che

mieindustrie und die Provinzregierung 

Liaoning auf der chinesischen Seite 

sind an dem Projekt beteiligt, das ein 

Investitionsvolumen von 500 Mrd.Yen 

(6,3 Mrd.DM) bis zum Jahre 2000 um

faßt. (HB, 27.10.92) Dies stellt das bis

lang größte Investitionsvorhaben japa

nischer Unternehmen in China dar.

Auch 1992 fließen zinsgünstige japani

sche Regierungskredite nach China. So 

hat Japan der VR China einen Kredit 

in Höhe von 1,8 Mrd. DM (137,33 

Mrd.Yen) zugesagt. Dieser Kredit ist 

Teil der 1992er Tranche einer Ge

samtkreditzusage von 810 Mrd.Yen für 

den Zeitraum 1990-95. Der Kredit hat 

eine Laufzeit von 30 Jahren bei 10 

Freijahren, einer Verzinsung von 2,6% 

und ist bestimmt für den Bau von 21 

Projekten, darunter ein Wasserkraft

werk am Yangtse. (NfA, 9.10.92)

Aufgrund der komplementären Res

sourcenausstattung und Güterströme 

bestehen durchaus gute Aussichten für 

eine weitere Stärkung der bilateralen 

Wirtschaftsbeziehungen. China erwar

termarkt erschließen will. Japanische 

Regierungskredite spiegeln gleichzeitig 

auch das strategische Interesse an ei

nem stabilen und ökonomisch entwik- 

kelten China wider, -schü-

Binnenwirtschaft

*(33)

Wirtschaftliche Entwicklung bis zum

3. Quartal 1992

Nach Angaben des Staatlichen Stati

stikamtes betrug die Wachstumsrate 

des BSP bis zum 3.Quartal 1992 im 

Vergleich zur Vorjahresperiode 10,6% 

(1704 Mrd. Yuan). Der industrielle 

Bruttoproduktionswert stieg im genann

ten Zeitraum um 19,3%; die Zuwachs

rate in der Leichtindustrie belief sich 

auf 17% und die der Schwerindustrie 

auf 21,5%. (RMRB, 23.10.92, S. 1; 

NZZ, 30.10.92)

Die hohe Wachstumsrate der Indu

strieproduktion ist dem Sprecher des 

Staatlichen Statistikamtes, Zhang 

Zhongji, zufolge vor allem auf die ge

stiegene Nachfrage nach Investitionen 

und Ausweitung des Außenhandels zu

rückzuführen. Der Anstieg ter Anlage

investitionen bis zum 3.Quartal wird 

mit 36,3% bzw. 241,1 Mrd. Yuan ange

geben. Dies sei die höchste Zuwachs

rate seit 1986.

Trotz erhöhter Importe konnte ein 

Handelsbilanzüberschuß erzielt wer

den. Bis zum 3.Quartal stieg das Au

ßenhandelsvolumen auf 110 Mrd.US$; 

18,6% mehr im Vergleich zur Vorjah

resperiode. Die chinesischen Exporte 

betrugen 57,5 Mrd.USS (+16,2%), und 

die Importe beliefen sich auf

52,5 Mrd.USS ( + 21,4%). Hohe Zu

wächse soll vor allem der Grenzhandel 

erbracht haben, der sich mit einem 

Wert von 1,19 Mrd.USS verdoppelte. 

(RMRB, 23.10.92; ASWJ, 8.10.U.23./

24.10.92)

Der Anstieg der Industrieproduktion 

war nur in beschränktem Maße von ei

ner Verbesserung der wirtschaftlichen 

Effizienz der Staatsbetriebe begleitet. 

Den Anteil der Verluste machenden

lern die Kohleindustrie habe durch

gängig Verluste aufzuweisen. Aller

dings weise der Anstieg der Gewinne 

und Steuern um 18,9% gegenüber der 

Vorjahresperiode auf eine Erholung 

der Staatsbetriebe hin. Auch sollen bis 

zum 3.Quartal insgesamt 96,4% der

tet vor allem von Japan Unterstützung 

bei der wirtschaftlichen Modernisie

rung durch mehr Investitionen und 

Technologietransfer, während Japan 

vor allem den chinesischen Konsumgü-

Staatsunternehmen gibt Zhang Zhong

ji mit 31,3% an. Ihre Verluste sollen 

23 Mrd. Yuan betragen haben; vor al- 
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Industrieproduktion verkauft worden 

sein; im 2.Quartal habe diese Quote 

94% und im l.Quartal 90% betragen. 

(RMRB, 23.10.92; CD, 23.10.92; NZZ,

24.20.92)

Hohe Zuwachsraten entfielen auf die 

Produktion von Stahl (13,7%), Zement 

(21,6%), spanabhebenden Maschinen 

(36,9%), Kfz (49,6%), Eisenbahnwa

gen (11,2%), Strickwolle (31,5%) so

wie Zucker (37,4%).

Der Einzelhandelsumsatz im genann

ten Zeitraum erhöhte sich um 14,4%, 

während der Einzelhandelspreisindex 

um 4,8% stieg. Der Lebenshaltungs

kostenindex erhöhte sich um 5,4%. Die 

Großhandelspreise verschiedener Pro

duktionsmaterialien sollen um 10% 

zugenommen haben.

Zhang Zhongji weist auf inflationäre 

Tendenzen in großen und mittelgroßen 

Städten hin, insbesondere in den Städ

ten Huhhot, Urumqi, Tianjin, Shang

hai, Xining und Kunming; hier sei der 

Einzelhandelspreisindex um 13% von 

Januar bis September 1992 gestiegen. 

Die durchschnittliche Inflationsrate in 

den 35 großen und mittleren Städten 

betrage insgesamt 10,4%; in Xining 

sogar 15%. Der Preisansteig ist nach 

Zhang auf die Anhebung staatlich sub

ventionierter Preise für Getreide, Was

ser, etc. zurückzuführen. Insgesamt 

seien die staatlichen Subventionen um 

26% auf 13 Mrd. Yuan reduziert wor

den. Für 1992 geht Zhang davon aus, 

daß der geplante Anstieg der Infla

tionsrate in Flöhe von 6% überschrit

ten wird. (CD, 23.10.92; AWSJ, 23./

24.10.92)

Die Lohnsumme der Angestellten und 

Arbeiter erhöhte sich um 15,6%; auch 

die Einkommen der Bauern sollen ge

stiegen sein (Umfang wurde nicht ge

nannt). (RMRB, 23.10.92)

Bis zum 3.Quartal stiegen die Steuer

einnahmen um 12,9% auf 218,5 Mrd. 

Yuan, allerdings seien die staatlichen 

Ausgaben schneller als die Einnahmen 

gewachsen. (CD, 23.10.92)

Ausländische Investitionen nahmen 

auch in der Periode Januar bis Sep

tember 1992 zu. Der Vertragswert der 

neu genehmigten 28.000 Projekte wird 

mit 36,4 Mrd.USS angegeben, davon 

sollen rund 11,7 Mrd.USS ( + 52%) 

realisiert worden sein. (AWSJ, 23./

24.10.92) . Die China Daily vom 

17.10.92 berichtet dagegen von einem 

Vertragswert von 30,66 Mrd.USS und 

realisierten Investitionen in Höhe von

6,6 Mrd.USS für insgesamt 27.000 ge

nehmigte Projekte. Von der Gesamt

zahl der Projekte sollen rund 19.000 

Equity-Joint Ventures (Vertragswert 

14,8 Mrd.USS) und 5.200 Unterneh

men mit ausschließlich ausländischem 

Kapital (Vertragswert 9 Mrd.USS) 

sein. Die Zahl der Vertrags-Joint Ven

ture belief sich auf 3.400 mit einem 

Vertragswert der Investitionen in Hö

he von 6,8 Mrd.US$. -schü-

*(34)

Sozialistische Marktwirtschaft’ als 

neues Konzept für die wirtschaftliche 

Entwicklung

Auf dem 14.Parteitag der KPCh im 

Oktober dJ. stand das Konzept einer 

'Sozialistischen Marktwirtschaft’ im 

Zentrum der Diskussion. Grundlage 

war der Bericht von Parteisekretär 

Jiang Zemin "Die Reform, die Öffnung 

und die Modernisierung beschleuni

gen, um noch größere Siege für den 

Sozialismus chinesischer Prägung zu 

erringen", dessen Inhalt mit wenigen 

Änderungen von den Delegierten an

genommen wurde. (RMRB, 21.10.92; 

SWB, 14.10.92; BRu, 27.10.92) Im fol

genden sollen die wesentlichen Aussa

gen Jiang Zemins zu Ausführungen im 

Zusammenhang mit der 'Sozialisti

schen Markwirtschaft’ näher betrachtet 

werden.

- Im Bericht Jiang Zemins wird die 

'Sozialistische Marktwirtschaft’ als 

Teil der 'Theorie zum Aufbau des 

Sozialismus mit chinesischen Merk

malen’ dargestellt. Diese gehe davon 

aus, daß ein eigenständiger chinesi

scher Weg beim Aufbau des Sozia

lismus gewählt werden müsse. Hier

bei diene der Marxismus als Leit

prinzip und die Praxis als Entschei

dungskriterium für die Richtigkeit 

des gewählten Weges.

- Da sich China noch im Anfangssta

dium des Sozialismus befinde, das 

noch mindestens 100 Jahre dauere, 

sei von den derzeitigen Bedingungen 

bei der Entscheidung über Maß

nahmen und Richtlinien zur Ent

wicklung des Sozialismus auszuge

hen.

- Während der Sozialismus die Auf

gabe habe, die Wirtschaftskräfte zu 

entfalten, die Ausbeutung und Pola

risierung zu beseitigen und schließ

lich einen Zustand des allgemeinen 

Wohlstandes zu verwirklichen, sei 

die derzeitige Situation in China 

durch ein Auseinanderfallen von zu

nehmenden materiellen und kultu

rellen Bedürfnissen der Bevölkerung 

einerseits und einem rückständigen 

wirtschaftlichen Entwicklungsniveau 

andererseits gekennzeichnet.

- Um diesen Widerspruch aufzuhe

ben, müsse die Entwicklung der 

Wirtschaft in den Mittelpunkt aller 

Anstrengungen gestellt werden. Das 

Kriterium für die Beurteilung von 

Erfolg oder Mißerfolg dieser An

strengungen sei, ob hierdurch die 

Wirtschaftsentwicklung gefördert, 

die nationale Stärke erhöht und der 

Lebensstandard der Bevölkerung 

verbessert werde.

- Die Modernisierung Chinas könne 

nur durch die Entwicklung der Wirt

schaft und Wirtschaftsreformen rea

lisiert werden. Das Ziel der Wirt

schaftsstrukturreform sei der Auf

bau einer 'Sozialistischen Marktwirt

schaft’, die auf dem öffentlichen 

Eigentum und der leistungsbezoge

nen Entlohnung als Kernstück unter 

Einbeziehung anderer Eigentums

und Verteilungsformen basiere.

- Jiang Zemin geht in seinem Bericht 

explizit auf die Vorstellungen Deng 

Xiaopings über den Zusammenhang 

von Plan und Markt ein, die lediglich 

unterschiedliche Koordinationsme

chanismen darstellten und keines

wegs als Unterscheidungskriterium 

zwischen Sozialismus und Kapitalis

mus herangezogen werden könnten. 

Die These, daß Plan und Markt so

zusagen ’systemneutral’ seien, erlau

be es, ideologische Fesseln abzu

streifen. Weiterhin zeige die Praxis, 

daß in den Regionen Chinas, die be

reits relativ gut entwickelte Märkte 

aufwiesen, die wirtschaftliche Dy

namik auch am stärksten sei. Dem

entsprechend sei es notwendig, die 

Wirtschaftsstrukturreform fortzuset

zen und eine 'Sozialistische Markt

wirtschaft’ zu schaffen.

- Ziel des Aufbaus der 'Sozialistischen 

Marktwirtschaft’ sei es, dem Markt, 

der wiederum der markroökonomi- 

schen Steuerung unterliegt, die 

Hauptfunktion bei der Allokation 

der Ressourcen zu übertragen. Uber 

den Preismechanismus und durch
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Wettbewerb könnten die Ressourcen 

in Bereiche mit höherer Wirtschaft

lichkeit gelangen und damit notwen

dige Verhaltenssignale an die Un

ternehmen vermittelt werden. Aller

dings müßten auch die negativen 

Seiten des Marktes und seine 

Schwächen gesehen und deshalb die 

makroökonomische Steuerung ver

stärkt werden.

- Die Errichtung einer 'Sozialistischen 

Marktwirtschaft’ in den 90er Jahren 

erfordere im wesentlichen vier struk

turelle Reformen. Hierzu zähle die 

Reform der Staatsbetriebe durch 

Trennung von Eigentums- und Be- 

wirtschaftungssrecht und ihre Loslö

sung von Regierungsverwaltungen, 

damit die Staatsunternehmen auto

nome Wirtschaftseinheiten werden 

können. Sie sollen für Gewinn und 

Verlust selbst verantwortlich sein 

und auf dem Markt konkurrenzfähig 

werden. Das bereits bestehende 

Vertragssystem [zwischen Betriebs

leiter und lokalen Verwaltungsein

heiten] müsse weiter verbessert wer

den und Experimente mit Aktienge

sellschaften, die eine Trennung von 

Regierung und Unternehmen unter

stützen, aktiv weiter fortgesetzt wer

den. Auch die Bildung von Unler

nehmensgruppen sowie der Kauf 

oder die Pachtung kleiner Staatsbe

triebe durch Kollektive oder Privat

personen solle fortgesetzt werden.

- Der Aufbau der 'Sozialistischen 

Marktwirtschaft’ verlange weiterhin 

die beschleunigte Entwicklung von 

Märkten. Der Konsumgütermarkt 

und insbesondere der Markt für 

Produktionsmaterialien müsse wei

ter ausgebaut werden. Auch der Ka

pitalmarkt, einschließlich des Wert

papiermarktes, der Markt für Tech

nologien und Informationen, der 

Arbeitsmarkt sowie der Immobi

lienmarkt sei mit dem Ziel eines 

landesweit einheitlichen Marktes 

weiter zu entwickeln. Da die Preisre

form im Zentrum der Entwicklung 

von Märkten und Wirtschaftsstruk

turreform stehe, müsse diese be

schleunigt vorangetrieben werden.

- Gleichzeitig seien Reformen bei der 

Verteilung von Einkommen und 

Steuern und bei der sozialen Siche

rung durchzuführen. Hierzu zähle 

die Verbesserung der Verteilungsre

lationen zwischen Staat und Betrie

ben sowie zwischen Zentralregie

rung und lokalen Regierungsverwal

tungen mit einer schrittweisen Tren

nung von Gewinnen und Steuern 

und einem System der Steuerauftei

lung. Das Entlohnungssystem und 

die Mechanismen zur Lohnsteige

rung seien schrittweise dahingehend 

zu reformieren, daß sie den unter

schiedlichen Charakteristiken der 

Betriebe, Institutionen und Regie

rungsverwaltungen entsprechen.

Weiterhin müsse so bald wie mög

lich ein soziales Sicherungssystem 

für Arbeitslose, Rentner und Kran

kenversicherungssystem geschaffen 

und die Reform des Wohnungswe

sens gefördert werden.

- Voraussetzung für den Aufbau der 

'Sozialistischen Marktwirtschaft’ sei 

die Veränderung der Regierungs

funktionen. Im wesentlichen bedeute 

dies die Trennung von Unterneh

mens- und Regierungsfunktionen. 

Weder die Zentralregierung noch 

die lokalen Regierungsverwaltungen 

dürften die Rechte der Unterneh

men einschränken. Die Hauptaufga

be der Regierung sei die einheitliche 

Planung und die Anleitung der Un

ternehmen über Lieferung von In

formationen, über Koordinierung 

und Angebot von Dienstleistungen. 

Die Verwaltungsstrukturen in den 

Bereichen Planung, Investitionen, 

Finanzen, Bankwesen und in ande

ren speziellen Abteilungen müßten 

weiter reformiert und gleichzeitig 

die Bereiche Rechnungsprüfung und 

Wirtschaftskontrolle verstärkt wer

den.

Jiang Zemin weist in seinem Bericht 

auch auf die Notwendigkeit eines hö

heren Wachstumstempos hin. Statt der 

ursprünglich festgelegten Zuwachsrate 

des BSP von durchschnittlich 6% im 

Jahr, sei vielmehr eine Zunahme von 

8-9% jährlich anzustreben. Dies mache 

eine Überarbeitung des 8.Fünfjahres- 

planes (1991-95) erforderlich.

Obwohl das Konzept der 'Sozialisti

schen Marktwirtschaft' in vielen As

pekten als 'ideologischer Spagat’ er

scheint, wird damit doch ein pragmati

scher Weg der wirtschaftlichen Ent

wicklung aufgezeigt, der breiten Raum 

für die Entstehung von Märkten und 

Wettbewerb läßt. Auch erscheint die 

Richtungsvorgabe wichtig, da sie die 

längerfristigen Erwartungen und Ent

scheidungen sowohl in- als auch aus

ländischer Investoren beeinflußt. Vor

dem Hintergrund der vielfältigen 

strukturell bedingten Probleme in der 

chinesischen Wirtschaft, wird die 

Durchsetzung der Wirtschaftsstruktur

reform unabdingbar mit größeren In

stabilitäten verbunden sein. Die mit 

der Weiterentwicklung von Märkten 

verbundene neue Eigendynamik wird 

jedoch noch weitere pragmatische Zu

geständnisse erforderlich machen und 

durchaus den derzeit gesetzten Rah

men der 'Sozialistischen Marktwirt

schaft’ sprengen können, -schü-

»(35)

Kommentare chinesischer Ökonomen 

zur 'Sozialistischen Marktwirtschaft’

Auf den Unterschied zwischen einer 

sozialistischen und kapitalistischen 

Marktwirtschaft weist Liu Guoguang, 

stellvertretender Präsident der Aka

demie der Sozialwissenschaften, hin. 

Öffentliches Eigentum sei die wichtig

ste Kraft in der sozialistischen Wirt

schaft, die durch den Privatsektor und 

Unternehmen mit ausländischen Kapi

tal ergänzt würde. Alle Wirtschaftssek

toren und Unternehmen ständen im 

gleichberechtigten Wettbewerb und die 

führende Position der staatseigenen 

Wirtschaft werde durch den Wettbe

werb am Markt realisiert.

Bei der Einkommensverteilung sei die 

leistungsbezogene Verteilung die 

Hauptform, die durch andere Formen 

ergänzt würde. Das Verteilungssystem 

betone sowohl Effizienz und Gerech

tigkeit und wende den Marktmecha

nismus zur angemessenen Ausweitung 

von Lohnunterschieden und zur Effi

zienzsteigerung an, um schrittweise das 

Ziel eines allgemeinen Wohlstandes zu 

erreichen.

Im politischen Bereich sei der wichtig

ste Aspekt des sozialistischen Systems 

Chinas die Führung durch die KPCh, 

die vollkommen dem Interesse der Be

völkerung und nicht dem bestimmter 

Gruppen oder Einzelpersonen diene.

Insgesamt sei die sozialistische eher als 

die kapitalistische Marktwirtschaft ge

eignet, die sozialen und individuellen 

Interessen in der Gesellschaft zu inte

grieren, da sie durch die KPCh geleitet 

werde, auf öffentlichem Eigentum ba

siere und das Ziel des allgemeinen 

Wohlstands verfolge. (SWB, 17.10.92)

Ma Hong, Leiter des Forschungsinsti

tuts für Entwicklung beim Staatsrat, 

wies darauf hin, daß eine ganze Reihe 
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von Veränderungen notwendig wür

den, um die derzeitige ’Geplante Wa

renwirtschaft’ durch eine 'Sozialistische 

Marktwirtschaft’ zu ersetzen. Hierzu 

zählt Ma Hong u.a.: (XNA, 15.10.92)

- Die Veränderung des Eigentumssy

stems durch die Reform der 

Staatsbetriebe und ihre Reorgani

sation in öffentliche Aktiengesell

schaften.

- Unternehmen und Einzelpersonen 

als wichtigste Kräfte in der Wirt

schaft ersetzen staatliche Aktivitä

ten.

Die Unternehmensrisiken werden 

durch die Unternehmen und Ein

zelpersonen und nicht mehr von 

der Regierung und der Gesellschaft 

[?] getragen.

- Die wirtschaftlichen Strategien der 

Unternehmen basieren auf Eigen

ständigkeit und nicht mehr auf Ab

hängigkeit.

- Die Beziehungen zwischen Unter

nehmen und Regierung verändern 

sich von einer Mischung aus Regie

rungsverwaltung und Unterneh

mensmanagement hin zu einem 

Muster, bei dem die Unternehmen 

keiner Verwaltungseinheit mehr 

[direkt] unterstellt sind.

- Statt direkter Wirtschaftslenkung 

geht die Regierung zu indirekter 

über.

- Die Arbeitskräfte können sich 

selbst eine Beschäftigung suchen, 

und nicht der Staat führt die Ar

beitskräftezuweisung durch.

- Unternehmen mit unterschiedli

chen Eigentumsformen unterliegen 

denselben Regeln im Wettbewerb.

- Die Preise werden durch den 

Markt und nicht durch die Regie

rungsverwaltung bestimmt.

Wu Jinglian, ebenfalls Ökonom am 

Forschungszentrum für Entwicklung 

beim Staatsrat und bekannt als Befür

worter marktwirtschaftlicher Refor

men, vertritt in einem Interview mit 

Zhongguo Tongnin She die Sicht, daß 

China durchaus in der Lage sei, inner

halb von drei bis fünf Jahren die not

wendigen marktwirtschaftlichen Re

formen durchzuführen.

Allerdings würden drei Probleme diese 

Entwicklung erschweren. Hierzu zähle 

der Boom auf dem Aktienmarkt, dem 

noch eine solide Grundlage fehle. Der 

Markt entwickele sich nur unzurei

chend mit einem zu geringen Aktien

angebot im Verhältnis zu den unge

nutzten Ersparnissen von über 1.000 

Mrd.Yuan. Der extreme Anstieg der 

Aktienkurse, der nicht unbedingt die 

Rentabiltät eines Unternehmens wi

derspiegele, könne zu finanziellen und 

auch sozialen Krisen führen und die 

Reform behindern.

Wenn die Preisreform nur als ein Mit

tel angesehen würde, die finanzielle 

Belastung des Staatshaushalts zu redu

zieren und nicht als wesentlich für den 

Aufbau des Marktsystems und der 

Ressourcenverteilung, sei nicht mit ei

ner öffentlichen Unterstützung der 

Preisreform zu rechnen.

Als drittes Problem sieht Wu Jinglian 

die Abschaffung von Garantien für ei

ne lebenslange Beschäftigung, Posi

tionssicherung und feste Einkommen. 

Diese Reformen würden zu einer mas

siven Entlassung von Arbeitskräften 

führen, die sich dementsprechend ge

gen die Reformen wenden würden. 

(SWB, 17.10.92)

Auf die Gefahr der Auslösung sozialer 

Krisen durch die Reform der Staatsbe

triebe soll nach einem Bericht der In

ternational Harald Tribüne vom 

14.10.92 auch ein internes Dokument 

No. 7 eingehen. So sei zu befüchten, 

daß durch Entlassungen in größerem 

Umfang Unruhen in der Bevölkerung 

ausgelöst würden. Dementsprechend 

sei das Problem der Aufrechterhaltung 

der Stabilität als Voraussetzung für die 

Durchführung der Reformen ernstzu

nehmen. -schü-

*(36)

Guangdong will fünfter 'Kleiner Tiger’ 

werden

Lu Ruihua, stellvertretender Gouver

neur der Provinz Guangdong, stellt in 

China Daily (Autumn Trade Fair Sup

plement) vom 19.10.92 den Plan der 

Provinz Guangdong vor, innerhalb von 

20 Jahren neben Taiwan, Hongkong, 

Südkorea und Singapur ein fünfter 

'Kleiner Tiger’ zu werden.

Die Entwicklungsplanung Guangdongs 

umfasse zwei Phasen. Die erste soll bis 

zum Jahre 2000 abgeschlossen sein und 

die zweite im Jahre 2010. Dem Plan 

nach sollen bis zum Jahre 2000 ein 

Drittel der Kreise in der Provinz 

Guangdong das Entwicklungsniveau 

Taiwans und Südkoreas eingeholt ha

ben, während der Entwicklungsstand 

der gesamten Provinz demjenigen 

Taiwans und Südkoreas pro Jahre 1990 

entsprechen soll. Die Erreichung die

ser Ziele mache eine durchschnittliche 

Wachstumsrate des BIP von 12,9% im 

Jahr notwendig. In den folgenden zehn 

Jahren werde von einer Wachstumsrate 

von 12,4% ausgegangen, um eine um

fassende Wirtschaftsentwicklung in der 

zweiten Phase zu realisieren.

Daß Taiwan und Südkorea als Ziele 

ausgewählt worden seien, ist Lu Rui

hua zufolge auf die Ähnlichkeiten der 

Provinz Guangdong mit diesen Vorbil

dern zurückzuführen. So weise Guang

dong mit einem hohen Anteil ländli

cher Bevölkerung fast dieselbe Ein

wohnerzahl wie Taiwan und Südkorea 

zusammen auf. Hongkong und Singa

pur dagegen seien städtische Wirt

schaften.

Der Entwicklungsplan der Provinz 

Guangdong umfaßt folgende Bereiche:

Energiesektor:

Die jährliche Zuwachsrate der Elektri

zitätserzeugung soll 13,6% betragen, 

um den geschätzten Anstieg des Be

darfs von jährlich 10,6% befriedigen zu 

können. Die Entwicklung von Wärme

kraftwerken wird in der ersten Phase 

betont werden, während die Stromer

zeugung durch Atomkraftwerke in den 

zweiten Phase dominieren wird.

Transportsektor:

Bis zum Jahre 2010 will die Provinz ein 

Straßennetz von 107.000 km bauen. 

Gleichzeitig sollen Wasserstraßen in 

einer Länge 2.630 km ausgebaut wer

den, 465 neue Kaianlagen errichtet und 

die Umschlagskapazität der Häfen auf 

560 Mio.t erhöht werden. Außerdem 

sollen 193 neue Schiffe mit einer Ton

nage von 59,4 Mio. und 8.800 Passa

gierplätzen gebaut werden. Weiterhin 

ist der Bau von 1.500 km Eisenbahn

strecken vorgesehen, so daß das Ei

senbahnnetz die meisten Städte ver

binden kann. Außerdem sollen Flughä

fen in Huizhou, Zhanjiang, Meixian, 

Shaoguan, Shantou, Luoding, Mao- 

ming, Shanwei und Guangzhou gebaut 

werden.
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Telekommunikation:

Geplant ist die Einrichtung von

38,2 Mio. Telefonanschlüssen. Bis zum 

Jahre 2010 sollen 48,2% der Bevölke

rung einen Telefonanschluß haben.

Industrie:

Im Zentrum der industriellen Entwick

lung sollen die chemische und petro

chemische Industrie stehen sowie In

dustriezweige, die die Entwicklung der 

Landwirtschaft unterstützen. Ihre Pro

duktionskapazität soll drastisch erhöht 

werden. Weiterhin ist die Renovierung 

der zwei Eisen- und Stahlkombinate 

von zentraler Bedeutung in Shaoguan 

und Guangzhou vorgesehen sowie der 

Neubau des Eisen- und Stahlkombi

nats Zhujiang. Auch der Bau einer 

großen Produktionsanlage für Glas ist 

geplant.

Außenwirtschaftliche Öffnung und 

Handel:

Die exportorientierte Industrieentwick

lung soll weiter gestärkt werden. Das 

bestehende Außenhandelssystem wer

de weiterentwickelt innerhalb eines 

Rahmens starker Unternehmensgrup

pen und Industrieunternehmen als 

Rückgrat. Die Provinz beabsichtigt, die 

östlichen und westlichen Gebiete sowie 

die Bergregionen weiter zu öffnen, 

damit diese arbeitsintensive Industrien 

absorbieren können, die sich aus den 

Küstengebieten zurückziehen. Gleich

zeitig werde sich der High-Tech-Indu- 

striegürtel am Perlfluß-Delta formie

ren. Die Sonderwirtschaftszonen und 

offenen Küstenregionen werden sich 

auf die Entwicklung von High-Tech, 

large-scale sowie wirtschaftlich effi

zienten und ökologisch verträglichen 

Industrien konzentrieren.

Reibungslos laufende, vielfältig offene 

Marktwirtschaft:

Es soll ein Dienstleistungs- und Han

delssystem mit Guangzhou als Zen

trum aufgebaut werden, das die Städte 

und ländlichen Gebiete sowie Groß- 

und Einzelhändler verbindet. Gute 

Qualität und guter Service sollen be

tont werden, um den Absatz von Pro

dukten aus Guangdong auf anderen 

Märkten zu verbessern.

Dienstleistungsindustrie:

Mit einer jährlichen Wachstumsrate 

von 14,6% jährlich soll die Dienstlei

stungsindustrie gestärkt werden. Bis 

zum Jahr 2010 soll das Outputverhält

nis von Landwirtschaft, Industrie und 

Bauwesen sowie Dienstleistungsindu

strie 5:31:64 betragen.

Entwicklung von Wissenschaft und 

Technologie:

Bis zum Jahre 2010 soll durch Techno- 

logientwicklung ein Beitrag von 50% 

zum wirtschaftlichen Wachstum gelei

stet werden. Geplant ist, die Produkti

vität pro Arbeitskraft um 10,2% pro 

Jahr zu erhöhen. Die Zahl des wissen

schaftlichen Forschungspersonals soll 

von derzeit 29.800 auf 720.000 gestei

gert werden. Gleichzeitig ist eine Er

höhung der Finanzmittel für For

schung und Entwicklung von derzeit 

0,39% auf 4% des BIP vorgesehen.

Investitionen:

Der jährliche Anteil für Investitionen 

in Anlagevermögen soll durchschnitt

lich 28,7% betragen. Um dieses Ziel zu 

erreichen, muß die Nutzung ausländi

schen Kapitals um jährlich 11,1% er

höht werden. Außerdem soll die Fi

nanzierung über Aktien und Renten 

verstärkt werden.

Bevölkerungskontrolle und Lebens

standard:

Bis zum Jahr 2010 soll die Einwohner

zahl nicht 80 Mio. übersteigen. Ein 

Anteil von 90% der Bevölkerung er

freue sich bis zu diesem Zeitraum ei

nes sozialen Gesundheitsversorgungs

systems. Außerdem soll die Wohn

fläche pro Einwohner in den Städten 

bis dahin 25 Quadratmeter betragen 

und pro Kopf ein Konsumniveau von 

7.100 Yuan (Basis: Preise 1990) er

reicht werden.

Ob Guangdong diese ehrgeizigen Plä

ne realisieren kann, bleibt abzuwarten. 

In den letzten 14 Jahren der Wirt

schaftsreformen hat sich die Provinz 

jedoch besonders dynamisch entwickelt 

und weist in den Sonderwirtschaftszo

nen bereits ein vergleichbares Entwick

lungsniveau wie andere asiatische 

Boomtowns auf. -schü-

*(37)

Banken sollen Zinssätze bald selbst 

bestimmen können

Chen Yuan, stellvertretender Gouver- 

neuer der chinesischen Zentralbank, 

kündigte die Einführung eines Systems 

flexibler Zinssätze an. Die Reform soll 

in zwei Schritten erfolgen und zunächst 

den Finanzinstitutionen, die nicht di

rekt dem Bankensektor zugehören, das 

Recht auf autonome Bestimmung der 

Soll- und Habenzinsen einräumen. 

Hierdurch soll die Grundlage für eine 

spätere marktmäßige Bildung der 

Zinssätze geschaffen werden. In dieser 

ersten Phase unterliege die Festlegung 

der Zinssätze der Spezialbanken je

doch noch der Kontrolle durch die 

Zentralbank.

In der zweiten Phase soll der Markt

mechanismus für die Bildung der Zins

sätze gelten, die Zentralbank jedoch 

noch über die Vorgabe von Bandbrei

ten regulierend eingreifen können.

Bereits heute sollen die staatlichen 

Spezialbanken über bestimmte einge

schränkte Rechte zur Bestimmung ih

rer Zinssätze verfügen, während die 

nicht dem Bankensektor zugehörigen 

Finanzinstitutionen sowie die Sonder

wirtschaftszonen über weitergehende 

Entscheidungsrechte verfügten.

Nach Einschätzung von Chen Yuan 

beständen gute Voraussetzungen für 

flexible Zinssätze, da in den letzten 14 

Jahren der Reform 75% der Preise für 

Güter und Dienstleistungen deregu

liert worden seien.

Mit Blick auf das Defizit im Staats

haushalt erklärte Chen Yuan, daß dies 

zukünftig über die Ausgabe von 

Staatsanleihen und nicht über Zentral

bankkredite finanziert werden soll. 

Hierdurch solle eine zusätzliche Aus

weitung der Geldmenge und eine da

mit verbundene Inflationsgefahr ver

mieden werden. Chen Yuan zufolge 

will die Zentralbank zur Steuerung der 

Geldmenge stärker indirekte Mittel 

wie Mindestreserve, Zinssätze und 

Wechselkurse einsetzen. (CD, 

14.12.92; NfA, 30.10.92) -schü-

Taiwan

*(38)

Anerkennung zweier chinesischer 

Staaten durch Vanuatu?

Zwischen der Republik Vanuatu im 

Südpazifik und der Republik China auf 

Taiwan wurde am 24. September ein 

gemeinsames Kommunique zur gegen

seitigen Anerkennung unterzeichnet. 

Vanuatu unterhält seit 1982 volle di

plomatische Beziehungen mit der VR 

China. Nach der Unterzeichnung des 

Dokuments sagte Vanuatus Außen


